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1. Ziel und Zweck der Bauleitplanung 

 

1.1 Anlass und Planungserfordernis 

Die Gemeinde Lautertal beabsichtigt, auf dem Firmengelände der ehemaligen Deutschen Stein-

industrie AG in Reichenbach (DESTAG) eine städtebauliche Neuordnung und Konsolidierung 

der bestehenden Nutzungen herbeizuführen und hierbei die bauplanungsrechtlichen Voraus-

setzungen für eine Revitalisierung dieses einst für die Gemeinde und das gesamte Lautertal 

bedeutenden Standortes zu schaffen. Weitreichende Bedeutung in der geschichtlichen Entwick-

lung des Lautertals erreichte die Steinindustrie, als sie Ende des vorletzten Jahrhunderts zum 

beherrschenden Erwerbszweig aufstrebte. Mit der Gründung der Deutschen Steinindustrie AG 

im Jahr 1889 entstand unter anderem in Reichenbach einer der wichtigsten Wirtschaftsfaktoren 

neben der 'Blaufabrik' (ehemalige Ciba Geigy Marienberg in Lautern), in der seit 1852 chemi-

sche Stoffe produziert wurden wie z. B. das 'Ultramarin'. 

 

Mit der Steinindustrie eng verbunden war auch der Bergbau, der unter anderem innerhalb und 

im Umfeld des hier vorliegenden Planbereiches umging. So konnte recherchiert werden, dass 

einige Stollen im Plangebiet kartiert sind (Quelle: Gemeinde Lautertal sowie Wikipedia ĂListe 

von Bergwerken im Odenwald - www.wikipedia.de): 

 

¶ Grube Hohenstein: Kupfer, auch Blei und Silber; Betrieb bis 1944; Gangbergbau. 

 
Blei-, später Kupferbergwerk bei Reichenbach: Der Beginn eines Bleibergwerks kann auf 

1513 festgelegt werden. Später wurde die Erlaubnis erteilt, auch Kupfer zu graben. Das 

angelegte Bergwerk war jedoch nur von 1590 bis 1593 in Betrieb, da Probleme mit eindrin-

gendem Wasser nicht zu lösen waren. Das Bergwerk erreichte eine Tiefe von 22 m. Eine 

abermalige Verleihung ist von 1619 bekannt, wahrscheinlich hat der Dreißigjährige Krieg 

weitere Bemühungen beendet. Im späteren 17. Jahrhundert gab es zwei Versuche des 

Kupfer- und zwischenzeitlich auch Silberabbaus, doch beide scheiterten. Ab 1841 wurde 

der Kupferbergbau mit zwei, später drei neuen Schächten und verschiedenen Stollen wie-

der begonnen, die Arbeiten wurden jedoch wenig später auch wieder eingestellt, da die 

Verhüttung des kupferhaltigen Gesteins nicht in befriedigendem Ausmaß gelang. Weitere 

fünf Versuche, der letzte 1935, waren ebenfalls nicht erfolgreich.  

 

Schacht Mitte 

Schacht West 

http://www.wikipedia.de/
https://de.wikipedia.org/wiki/Verh%C3%BCttung
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Die stillgelegten Steinbrüche wurden inzwischen weitgehend von der Natur zurückerobert. 

 

In den 1970-er Jahren war alsdann die Hochzeit der Steinindustrie im Lautertal beendet, da 

viele Fundstellen ausgebeutet waren und es zunehmend günstiger wurde, Rohlinge oder halb-

fertige Werkstücke aus Übersee zu beziehen. Dieser veränderten äußeren Entwicklung hat sich 

die damalige Firmenleitung gestellt und eigene Vorkommen im Ausland erworben, um so auch 

den Firmenstandort der Destag in Reichenbach erhalten zu können. Zuletzt wurde im Jahr 2010 

das Unternehmen in die heutige Rechts- und Gesellschaftsform überführt, so dass der traditio-

nelle Firmenname ĂDestagñ nach wie vor für Steinmetzkunst und Naturstein aus Lautertal ver-

wendet wird. 

 

Ungeachtet dessen haben sich im Laufe der Zeit und der industriellen Entwicklung die vorherr-

schenden Standortbedingungen im Plangebiet nachhaltig verändert, so dass der Flächenbe-

darf, den das einstige Unternehmen seit der Gründerzeit beanspruchte, durch veränderte 

betriebliche Abläufe oder modernere Fertigungstechniken sowie ein wirtschaftlicheres Lager-

verhalten, deutlich geringer wurde. Hierdurch bedingt wurden einige Flächen oder gewerbliche 

Anlagen und Gebäudeteile vom einstigen Nutzungszweck heraus genommen und sind bis dato 

ungenutzt, die Gebäude- und Anlagenteile sind dem zunehmenden Verfall preisgegeben. 

 

Um letztlich einem weitergehend absehbaren städtebaulichen Rückschritt, dem auch so ge-

nannten Ătrading-down-Effektñ, maÇvoll entgegen zu wirken, beabsichtigt die Gemeinde mit der 

Aufstellung des Bebauungsplanes die städtebauliche Folgenutzung innerhalb des Plangebietes 

an geeigneter Stelle zu unterstützen und somit den gesamten Standort für eine nachhaltige 

Revitalisierung bauplanungsrechtlich vorzubereiten. Neben der Entwicklung geeigneter Flächen 

durch Umwidmung der ursprünglichen gewerblichen zu einer gemischten oder wohnbaulichen 

Nutzung soll ansonsten der Gewerbestandort ĂDestagñ erhalten werden, da dieser f¿r die Ge-

meinde Lautertal nach wie vor einen wichtigen Baustein für die örtliche Wirtschaft darstellt. 

 

Die Gemeine stellt dazu ein eigenständiges Planwerk im Zuge der Aufstellung des Be-

bauungsplanes mit der Bezeichnung ĂDestagñ auf. 

 

Dieser Bebauungsplan ĂDestagñ wird im Regelverfahren parallel zu dem hier vorliegenden Be-

bauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt. Neben der Aufstellung eines Bebauungsplanes 

ist in diesem Verfahren auch die Anpassung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes in 

Teilbereichen erforderlich, wenngleich dieser bereits eine städtebauliche Nutzung weitgehend 

vorsieht. Die Anpassung der vorbereitenden Bauleitplanung ist in diesem Sinne mehr hinsicht-

lich der Art der baulichen Nutzung erforderlich. 

 

Im vorliegenden Bauleitplanverfahren sind hingegen die Anwendungsvoraussetzungen für ein 

Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) für einen Bebauungsplan der Innenent-

wicklung gegeben. Der hier vorliegende Bebauungsplan dient dem Zwecke der Wiedernutz-

barmachung von Flächen und der Nachverdichtung. 
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Durch die angestrebte Folgenutzung dieser innerörtlichen, vormals gewerblich beanspruchten 

Grundstücke wird ein gewichtiger Beitrag zu einer sinnvollen Nutzung und zum Schutz der vor-

handenen Ortsbebauung angestoßen und bauleitplanerisch vorbereitet. Das Vorgehen ent-

spricht grundsätzlich den Zielen des Regionalplanes Südhessen und dient dem schonenden 

Umgang mit Grund und Boden als gewichtigem Beitrag im Sinne der Bodenschutzklausel. Die 

Revitalisierung trägt bei zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für 

bauliche Nutzungen und eröffnet der Gemeinde als Trägerin der Planungshoheit zusätzliche - 

vordergründig bauleitplanerische - Möglichkeiten, Entwicklung durch Maßnahmen im Innenbe-

reich zu nutzen bzw. nutzbar zu machen und bauleitplanerisch auf den Weg zu bringen und 

somit Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

 

In diesem Sinne wird seitens der Plangeberin der hier vorliegende Bebauungsplan Ă¥stlich Auf 

der Steinaueñ als Bebauungsplan der Innenentwicklung aus dem stªdtebaulichen und bauleit-

planerischen Gesamtentwicklungskonzept um das ehemalige Destag-Firmengelände heraus 

gegliedert und im Rahmen eines beschleunigten Verfahrens nach den Maßgaben des § 13a 

BauGB als so genannter ĂBebauungsplan der Innenentwicklungñ vorgezogen. 

 

Mit den ĂBebauungsplªnen der Innenentwicklungñ stellt der Gesetzgeber gezielt auf Flªchen 

innerhalb der Ortslagen ab und will damit Planungen fördern, die der Erhaltung, Erneuerung, 

Fortentwicklung, Anpassung und dem Umbau vorhandener Ortsteile dienen. Als Gebiete, die 

für Bebauungspläne der Innenentwicklung in Betracht kommen, nennt er beispielhaft auch die 

innerhalb der Siedlungsbereiche befindlichen Ăbrach-ñgefallenen Flächen. Letztlich soll der pla-

nenden Gemeinde ein (städtebaulicher) Anreiz gegeben werden, dass von einer Flächen-Neu-

inanspruchnahme durch Überplanung und Zersiedlung des Außenbereichs absehen und darauf 

zu verzichten, den äußeren Umgriff vorhandener Siedlungsbereiche zu erweitern. Dies trifft im 

vorliegenden Planfall zu, so dass das Aufstellungsverfahren im beschleunigten Verfahren nach 

§13a BauGB durchgeführt werden soll. 

 

1.2 Lage des Plangebiets und räumlicher Geltungsbereich 

Im örtlichen Bezug befindet sich das Plangebiet im Osten des bebauten Ortsteils Reichenbach 

und umfasst eine Fläche von rund 13.480 m². 

 

Der vorläufige räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes beinhaltet die Grundstücke mit 

der amtlichen Katasterbezeichnung Gemarkung Reichenbach, Flur 6, Nr. 62/2, 66/3, 66/4 (teil-

weise), 66/7, 78/1, 81/7 81/8, 81/9, 83/2, 105/2, 105/3, 107/3, 107/4 (teilweise), 107/5, 107/6, 

143, 146/4 (teilweise). 

 

Der Umgriff des rªumlichen Geltungsbereiches zum Bebauungsplan Ă¥stlich Auf der Steinaueñ 

ist in nachstehender Abbildung durch eine strichlierte Umgrenzungslinie gekennzeichnet. 
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Abbildung 1: Rªumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes Ă¥stlich Auf der Steinaueñ 
 

 
Abbildung 2: Auszug aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan mit Eintragung der Bereiche der erforderli-

chen teilbereichsbezogenen Änderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes: 
Braun: Anpassung zu gemischter Baufläche 
Rot: Anpassung zu Wohnbaufläche 
GelbeLinie: Grenze der städtebaulichen Gesamtentwicklung, bestehend aus den räumlichen 

Geltungsbereichen des Bebauungsplanes ĂDestagñ (im Osten) und Ă¥stlich Auf der 
Steinaueñ (im Westen) 
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Aufgrund der Wahl des Aufstellungsverfahrens können die Darstellungen des rechtswirksamen 

Flächennutzungsplanes (FNP) gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung 

angepasst werden. Dies soll im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes 

ĂDestagñ und einhergehender paralleler teilbereichsbezogener Änderung und Anpassung des 

rechtswirksamen FNP in einem eigenständigen Bauleitplanverfahren erfolgen. 

 

In der vorstehenden Abbildung 2 sind nachrichtlich die erforderlichen Bereiche eingetragen, die 

hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung im Rahmen der teilbereichsbezogenen Änderung des 

FNP angepasst werden müssen. 

 

1.3 Städtebauliche Prägung des Geltungsbereiches und dessen Umfeld 

Die Fläche des räumlichen Geltungsbereiches und dessen räumliches Umfeld, welches durch 

die stªdtebauliche Gesamtplanung (Bebauungsplan ĂDestagñ) betroffen ist, wird derzeit sehr 

unterschiedlich genutzt und ist gekennzeichnet durch folgende Nutzungsstrukturen: 

 

 
Abbildung 3: Luftbild mit Eintragung der räumlichen Abgrenzung des städtebaulichen Entwicklungsbereiches 

(gelb strichlierte Umrandungslinie) 
Quelle: Bilder  ©2018 Google,Kartendaten  © 2018 FeoBasis-DE/BKG (©2009),Google 

 

¶ Der nördliche Bereich (Fläche oberhalb des Anwesens Nibelungenstraße 378, Grundstück 

Nr. 88/1) ist durch eine Waldfläche geprägt.  

¶ Im östlichen Teil, südlich der Nibelungenstraße, überwiegt Grünland im Übergangsbereich 

der vorhandenen Bebauung zur freien Flur; insbesondere die Abhänge und Flächen der 
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ehemals durch Bergbau geprägten und als Schuttmulde genutzten Bereiche sind mit 

Bäumen bestanden. 

¶ Der südliche, zentrale Bereich wird von dem vorhandenen Gewerbebetrieb (Firma Destag 

Natursteine GmbH) u. a. als Arbeitshalle sowie durch Lagerplätze für Materialien und 

Ausstellungsflächen für Grabsteine genutzt. 

¶ Im Westen befinden sich weitere bauliche Anlagen und technische Anlagenteile, wie z. B. 

die ehemaligen Absetzbecken für Säge- und Schleifabwasser oder Kranbahnen, innerhalb 

von Flächen, die derzeit nicht genutzt werden und dem Verfall unterliegen. 

¶ Südwestlich befindet sich neben dem ehemaligen Verwaltungsgebäude der Destag 

Natursteinwerk GmbH ein weiteres gewerblich genutztes Gebäude entlang der 

Nibelungenstraße. 

 

Das weitere städtebauliche Umfeld um den Betrachtungsbereich herum wird überwiegend durch 

Wohn- und gemischte Bebauung, hauptsächlich in Form von Einzelhäusern genutzt, deren 

Dachlandschaft durch Satteldächer, teilweise auch mit Gauben oder Zwerchhäusern geprägt 

wird. 

 

Aufgrund dieser Nutzungen weist der überwiegende Bereich des Geltungsbereiches, sowie 

auch dessen Umfeld bereits einen hohen Grad der Bodenversiegelung auf. Lediglich die 

nördlich liegende Waldfläche, die östlich liegende Grünlandfläche sowie die Gartenbereich der 

angrenzenden Wohnbebauung stellen einen gewissen Grünanteil dar. 

 

2. Übergeordnete Planungen / planungsrechtliche Situation 

 

2.1 Raumordnung und Landesplanung: Regionalplan Südhessen 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht eine Anpassungspflicht der kommunalen Bauleitplanung an 

die übergeordneten Ziele der Raumordnung; die Grundsätze der Raumordnung sind sodann in 

der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Die allgemeinen Ziele 

der Raumordnung werden in dem mit der Veröffentlichung im Staatsanzeiger vom 17.10.2011 

gültigen Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (RPS / RegFNP 

2010) festgelegt. 

 

Der überwiegende Teil des Plangebietes ist im gültigen RPS integraler Bestandteil eines 

ĂVorranggebiet Industrie und Gewerbeñ, Bestand, wie es derzeit auch tatsächlich genutzt wird. 

Der nördliche Bereich, welcher im Bebauungsplan ĂDestagñ als ĂFlªche zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaftñ festgesetzt ist, ist im RPS als 

Vorranggebiet für Forstwirtschaft ausgewiesen. 
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Abbildung 4: Planauszug aus dem gültigen Regionalplan Südhessen 2010 

 

2.2 Vorbereitende Bauleitplanung: rechtswirksamer Flächennutzungsplan 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Lautertal aus dem Jahr 2010 stellt die 

Fläche des Plangebiets überwiegend als gewerbliche Baufläche dar.  

 

 
Abbildung 5: Geltungsbereich der Bebauungsplªne Ă¥stlich Auf der Steinaueñ und ĂDestagñ (gelbe Umrandung) 

innerhalb des rechtswirksamen Flächennutzungsplans 

Lage räumlicher 

Geltungsbereich 

räumlicher Geltungsbe-
reich B-Plan Ă¥stlich 
Auf der Steinaueñ 

räumlicher Geltungsbe-
reich B-Plan ĂDestagñ 
(nicht plangegenständ-

lich) 
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Ziel der vorliegenden Aufstellung des Bebauungsplanes Ă¥stlich Auf der Steinaueñ soll sein, die 

bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Festsetzung eines Wohngebietes sowie für 

Mischgebiete zu schaffen. Im Hinblick darauf wäre im Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB die 

Darstellung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes anzupassen, hieraus alsdann der 

Bebauungsplan zu entwickeln. Im Verfahren nach § 13 a BauGB ist eine Entwicklung des 

Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan jedoch nicht erforderlich. Der FNP kann 

gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Nachgang auf dem Weg der Berichtigung angepasst 

werden. Hiervon wird im vorliegend Gebrauch gemacht, dem Entwicklungsgebot kann somit 

gefolgt werden. 

 

Die Berichtigung der Darstellungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplans soll im Zuge 

des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes ĂDestagñ erfolgen. Der Bebauungsplan 

soll parallel zu dem hier vorliegenden Bauleitplanverfahren im Regelverfahren für das übrige 

ehemalige Destag-Firmengelände von der Gemeinde betrieben werden - neben dem Verfahren 

zur Aufstellung des Bebauungsplanes ĂDestagñ im zweistufigen Regelverfahren soll in den 

erforderlichen Teilbereichen das Änderungsverfahren des rechtswirksamen FNP durchgeführt 

werden (teilbereichsbezogene Änderung im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB). 

 

2.4 Aufstellungsverfahren 

2.4.1 Verfahrenswahl 

Der Bebauungsplan wird als ĂBebauungsplan der Innenentwicklungñ nach Ä 13a BauGB 

aufgestellt. Hierunter fallen Bebauungspläne, die der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der 

Nachverdichtung oder anderer Maßnahmen der Innenentwicklung dienen. Mit den Zielen der 

Innenentwicklung sind insbesondere Bebauungspläne zur Erhaltung, Erneuerung, 

Fortentwicklung, Anpassung und Umbau vorhandener Ortsteile (§ 1 Abs.6 Nr.4 BauGB) 

vereinbar. Diese Bebauungspläne können im beschleunigten Verfahren aufgestellt, geändert 

oder ergänzt werden. 

 

Für die Aufstellung eines Bebauungsplanes der Innenentwicklung müssen folgende 

Voraussetzungen erfüllt sein: 

 

Á die im Bebauungsplan festgesetzte zulässige Grundfläche nach § 19 Abs. 2 BauNVO muss 

weniger als 20.000 m² betragen (bei über 20.000 m² bis 70.000 m² muss eine Vorprüfung 

erfolgen), 

Á durch den Bebauungsplan dürfen keine Vorhaben begründet werden, die einer Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen und 

Á es dürfen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von FFH-Gebieten und Europäi-

schen Vogelschutzgebieten bestehen. 

 

FFH-Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen. 
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Die zulässige Grundfläche nach § 19 Abs.2 BauNVO liegt im Bebauungsplangebiet in Summe 

sehr deutlich unterhalb der Zulässigkeitsgrenze von 20.000 m² für die Anwendbarkeit des 

beschleunigten Verfahrens. 

 

Im Bebauungsplan werden ferner erkennbar keine Nutzungen festgesetzt, die nach Anlage 1 

zum UVPG einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Es werden auch keine der 

betrachteten Belange durch die vorliegende Bauleitplanung schädlich beeinträchtigt. Erhebliche 

Umweltauswirkungen, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen 

wären, werden nicht ausgelöst. Die Anwendbarkeit des § 13 a BauGB im Hinblick auf das 

beschleunigte Verfahren konnte somit nachgewiesen werden. 

 

Der Bebauungsplan beinhaltet als Ăqualifizierter Bebauungsplanñ im Sinne des Ä 30 BauGB die 

Mindestfestsetzungen nach Abs. 1 BauGB, so dass bestimmte Vorhaben innerhalb des 

Plangeltungsbereiches gemäß § 56 der Hessischen Bauordnung (HBO) baugenehmigungsfrei 

im Freistellungsverfahren durchgeführt werden können. Das Freistellungsverfahren ist nur dann 

zulässig, wenn z. B. die Bauherrschaft bzw. der von ihr beauftragte Entwurfsverfasser die 

vollständige Einhaltung aller Festsetzungen des Bebauungsplanes und sonstigen Vorschriften 

des öffentlichen Rechts gewährleisten kann, das Vorhaben auch keiner Ausnahme oder 

Befreiung nach § 31 BauGB und keiner Abweichung nach § 63 HBO bedarf, und die 

Erschließung gesichert ist. 

2.4.2 Verfahrensdurchführung 

Im Zuge der vorliegenden Aufstellung des Bebauungsplans ĂÖstlich Auf der Steinaueñ wurden, 

nach den Maßgaben des Baugesetzbuchs, die nachstehenden Verfahrensschritte gemäß er-

folgter Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung durchgeführt: 

 

13.06.2019: a) Beschluss der Gemeindevertretung gemäß § 2 Abs. 1 BauGB über die Auf-

stellung des Bebauungsplanes Ă¥stlich Auf der Steinaueñ (Aufstellungsbe-

schluss) sowie Beschlussfassung über die Anwendung des beschleunigten 

Verfahrens nach den Maßgaben des § 13a BauGB; 

 b) Anerkennung des vorgelegten Entwurfs zur Durchführung der förmlichen Be-

teiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange i. S. d. § 4 Abs. 2 BauGB, jeweils i. V. 

mit § 13a BauGB; es wurde ferner beschlossen, von der frühzeitigen Unter-

richtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abzusehen 

sowie auf die Erstellung eines Umweltbericht nach § 2a BauGB, auf die An-

gabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informa-

tionen verfügbar sind und auf die zusammenfassende Erklärung, zu 

verzichten. 

__.__.2019:  Ortsübliche Bekanntmachung der o. g. Beschlussfassungen. 
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05.08.2019 bis einschließlich 06.09.2019: Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öf-

fentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB. 

__.__.2019: Anschreiben im Rahmen der förmlichen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 

BauGB; Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden durch 

Übersendung der Entwurfsplanung von der Auslegung benachrichtigt und zur Ab-

gabe einer Stellungnahme mit Fristsetzung bis einschließlich 06.09.2019 aufge-

fordert. 

__.__.2019: Behandlung und Beschlussfassung über die im Rahmen der förmlichen Beteili-

gung nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB, jeweils i. V. m. § 13a BauGB 

eingegangenen Anregungen sowie Beschluss des Bebauungsplans als Satzung 

gemäß § 10 BauGB. 

Der Verfahrensablauf wird im Zuge des Aufstellungsverfahrens chronologisch Zug um Zug 

fortgeführt und vervollständigt. 

2.4.3 Darstellung abwägungsrelevanter Anpassungen des Planinhaltes 

Im Sinne des § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und 

privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen; dazu sind zunächst 

die Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind (Abwägungsmaterial), zu ermitteln und 

zu bewerten. Das Abwägungsgebot ist dann verletzt, wenn eine sachgerechte Abwägung 

überhaupt nicht stattfindet, wenn in die Abwägung Belange nicht eingestellt werden, die nach 

Lage der Dinge hätten eingestellt werden müssen, wenn die Bedeutung der betroffenen Belange 

verkannt oder wenn der Ausgleich zwischen den von der Planung berührten Belangen in einer 

Weise vorgenommen wird, die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange außer Verhältnis 

steht. Innerhalb des so gezogenen Rahmens ist dem Abwägungserfordernis genügt, wenn sich 

die Plangeberin im Widerstreit verschiedener Belange für die Bevorzugung des einen und damit 

notwendigerweise für die Zurückstellung des anderen Belangs entscheidet. (u. a. OVG NRW, 

Urt. v. 19.07.2013 ï 10 D 107/11.NE ï, juris) 

 

Die Anpassungen des Planinhalts werden im Laufe des Planverfahrens sukzessive ergänzt.  

 

3 Städtebauliche Nutzungskonzeption 

 

3.1 Städtebauliches Konzept 

Mit der vorliegenden Gebietsentwicklung soll ein in die Ortslage bereits seit jeher integrierter 

Standort gesichert und in Teilen - die heute als untergenutzt anzusprechen sind - für eine 

städtebauliche Folgenutzung vorbereitet werden. Ein Bebauungsplan für das Plangebiet besteht 

nicht. Es handelt sich daher um die Überplanung eines bereits überprägten Siedlungsbereichs. 
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Nachdem die Grundstücke im Entwicklungsbereich von der bisherigen, langjährigen Grund-

stückseigentümerin, der Destag-Stiftung, veräußert wurden kam aus der Sicht der Gemeinde 

Lautertal als Plangeberin die städtebauliche Notwendigkeit auf, das städtebauliche Ziel an 

dieser Stelle neu zu formulieren, um eventuelle bodenrechtliche Spannungen bewältigen zu 

können. Daher entbehrt der vorliegende Bebauungsplan nicht der städtebaulichen Erforderlich-

keit im Sinne von § 1 Abs. 3 BauGB. Erforderlich für die städtebauliche Entwicklung und 

Ordnung im Sinne dieser Vorschrift ist ein Bebauungsplan nach ständiger Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts dann, wenn seine Aufstellung nach der planerischen Konzeption 

der Gemeinde als erforderlich angesehen werden kann. Die planerische Konzeption ist in der 

Begründung ausgiebig dargelegt. Welche städtebaulichen Ziele die Gemeinde sich setzt, liegt 

in ihrem (grundsätzlich weiten) planerischen Ermessen. Deshalb kann ein Verstoß gegen § 1 

Abs. 3 Satz 1 BauBG nur bei groben und einigermaßen offensichtlichen Missgriffen in Betracht 

kommen, was vorliegend nicht der Fall ist. 

 

Der Gesetzgeber ermªchtigt die Kommunen, die ĂStªdtebaupolitikñ zu betreiben, die ihren 

städtebaulichen Ordnungsvorstellungen entspricht. Hierzu gehört in erster Linie die souveräne 

Entscheidung, in welchem Umfang sie Teile des Gemeindegebiets zur Unterbringung von 

Wohngebäuden und welche sie gewerblichen Nutzungen zur Verfügung stellt. Die hier 

überplante Fläche eignet sich in diesem Sinne aufgrund ihrer räumlichen Lage innerhalb des 

Siedlungsgebietes und der bevorzugten strukturellen Anbindung an die vorhandenen 

Infrastruktureinrichtungen des Ortes für eine städtebauliche Neuordnung und der Umstand, 

dass den Geltungsbereich umgebend bereits überwiegend Wohnnutzung vorhanden ist, 

verlangt nach einer bauleitplanerischen Konfliktbewältigung. 

 

Gemessen daran ist der Bebauungsplan städtebaulich gerechtfertigt. Ihm liegt ausweislich der 

Planbegründung eine von städtebaulich legitimen Zielen getragene positive Planungskonzep-

tion zugrunde, die einerseits die Sicherung des vorhandenen Gewerbes und andererseits die 

Öffnung des Gebietes für die Unterbrigung von Wohnen zum Inhalt hat. 

 

Die Gemeinde Lautertal beabsichtigt daher im Sinne einer geordneten städtebaulichen 

Entwicklung und Ordnung, auf dem Firmengelände der ehemaligen Deutschen Steinindustrie 

AG (Destag) eine städtebauliche und bauleitplanerische Verbindlichkeit herzustellen, um die 

bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Revitalisierung dieses Standortes bei 

gleichzeitigem Erhalt des örtlichen Gewerbebetriebes zu schaffen. Das im Entwicklungsbereich 

befindliche Unternehmen der Steinindustrie stellt einen wichtigen Wirtschaftsfaktor in und für 

die Gemeinde dar, insbesondere im Hinblick auf ortsnahe Arbeitsplätze, so dass die 

Plangeberin den Erhalt dieses Unternehmens in den Vordergrund stellt. 

 

Im Laufe der vergangenen Jahre haben sich die wirtschaftlichen Umstände der Steinindustrie 

global und die Entwicklung der vorherrschenden Standortbedingungen des Werkes im 

Plangebiet deutlich und nachhaltig verändert und insbesondere der Flächenbedarf, den das 

Unternehmen seit seiner Gründerzeit beanspruchte, durch veränderte betriebliche Abläufe oder 

auch modernere Fertigungstechniken sowie ein wirtschaftlicheres Lagerverhalten deutlich 

verringert. Einige Flächen oder gewerbliche Anlagen und Gebäudeteile wurden vom einstigen 
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Nutzungszweck heraus genommen und sind bis dato ungenutzt, die frei gewordenen Gebäude- 

und Anlagenteile sind dem zunehmenden Verfall preisgegeben. Zuletzt wurde das gesamte 

Firmengelände der ehemaligen Destag-Stiftung veräußert, so dass aus der Sicht der Gemeinde 

ein gewisser Regelungsbedarf in bauleitplanerischer Hinsicht erwachsen ist. 

 

Vordergründige Zielsetzung der Gemeinde war hierbei stets, den Fortbestand des 

Natursteinwerkes und somit den Erhalt der noch vorhandenen Arbeitsplätze zu sichern. In 

diesem Sinne hat die Gemeinde zunächst erwogen, einen Bebauungsplan für das Gesamtareal 

der ĂDestagñ aufzustellen. 

 

Mittlerweile wurden die für den Erhalt des Natursteinwerkes erforderlichen Grundstücke an den 

Geschªftsf¿hrer der Firma ĂDestag Natursteinwerke GmbHñ weiter verªuÇert, so dass der 

Fortbestand des Werkes und des Arbeitsplatzstandortes als gesichert betrachtet werden kann. 

Die Gemeinde beabsichtigt alsdann mit dem hier vorliegenden Planwerk zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes Ă¥stlich Auf der Steinaueñ, die vom Natursteinwerk nicht mehr benºtigten 

Flächen für eine adäuqate Folgenutzung und Revitalisierung bauleitplanerisch vorzubereiten, 

nachdem aus der Sicht der Gemeinde nunmehr eine befriedigende Situation zum 

Bestandserhalt des Unternehmens ĂDestagñ und zur Sicherung der ortsnahen Arbeitsplªtze 

entstanden ist. 

 

Die Grundstücke im geplanten Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes wurden in 

der Vergangenheit zuletzt hauptsächlich als Lagerfläche genutzt sowie für die Unterbringung 

von ortsfesten Sammel- und Absetzbecken für die Produktionsabwässer des Steinbetriebes. In 

der früheren Vergangenheit wurden auf dem südlichen Flächenbereich auch 

Produktionsvorgänge, wie z. B. Steinsägen, betrieben. Doch seit geraumer Zeit werden die in 

Rede stehenden Flächen für den Gewerbebetrieb nicht oder allenfalls noch untergeordnet 

genutzt. 

 

Im Hinblick auf eine sinnvolle städtebauliche Folgenutzung dieser ungenutzten Grundstücke im 

Kontext zu der bereits im Umfeld vorhandenen Wohnbebauung und nicht zuletzt auch, um das 

gesamte Areal einem weitergehenden stªdtebaulichen R¿ckschritt (Ătrading-down-Effektñ) in 

geeigneter Weise entgegen zu wirken können beabsichtigt die Gemeinde, die städtebauliche 

Folgenutzung im Plangebiet durch Festsetzung der wohnbaulichen und gemischten Nutzung 

voran zu treiben. 

 

Strukturell passt sich die geplante Entwicklung an das umgebende Siedlungsgefüge als auch 

an die vorhandenen Nutzungsstrukturen im Planbereich des Bebauungsplanes an. Die an die 

Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches angrenzende Ortslage mit der überwiegend 

vorhandenen Wohnnutzung dominiert das städtebauliche Umfeld. Konsequenterweise soll 

daher die vorhandene Bebauungs- und Nutzungsstruktur der Ortsbebauung in den 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes übernommen und somit zugleich auch bestmöglich ein 

harmonischer Übergang in das Plangebiet hinein und die darin befindliche (und aus der Sicht 

der Gemeinde zu erhaltende) gewerbliche Nutzung geschaffen werden. Bereits damit wird der 

aus bauplanungsrechtlicher Sicht heute noch bestehende Ăharteñ ¦bergang von wohnbaulich 
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bestimmter Ortsbebauung zur einstigen Gewerbenutzung innerhalb der Grundstücke des 

ehemaligen Destag-Firmengeländes durch die Aufstellung des Bebauungsplanes und 

Festsetzung von Wohn- und Mischgebietsflächen weitaus harmonischer gestaltet. Das 

gewählte städtebauliche Konzept nimmt somit den Ansatz auf, den einstigen Gewerbestandort 

angemessen neu zu gestalten und einen maßvollen Übergang von Gewerbe zu Wohnen an 

dieser Stelle vorzunehmen ohne den vorhandenen Gewerbebesatz in seiner Existenz zu 

gefährden. Für die Flächen des Plangeltungsbereiches, die den Übergang und das Bindeglied 

zur bestehenden Ortsbebauung nach Westen und Südwesten bilden, wurde ein städtebauliches 

Entwicklungskonzept erarbeitet, das in der unten stehenden Abb. dargestellt ist. 

 

 

Abbildung 6: Städtebauliches Entwicklungskonzept 






































